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Rechtssatz 1 
 

Hinsichtlich des Einwandes des Beschwerdeführers, dass die Minderung der Erwerbsfähigkeit in den für das 
Pensionsverfahren eingeholten Sachverständigengutachten höher beurteilt worden sei als der Grad der 
Behinderung im Gutachten der belangten Behörde, ist festzuhalten, dass die Einschätzung des Grades der 
Behinderung nach dem Bundesbehindertengesetz anhand der Einschätzungsverordnung zu erfolgen hat. Anders 
als für die Beurteilung der Berufsunfähigkeit, erfolgt die Einschätzung des Grades der Behinderung nach dem 
Bundesbehindertengesetz rein nach medizinischen Gesichtspunkten, bezogen auf das allgemeine Erwerbsleben, 
also unabhängig von konkreten Beschäftigungs- und Lebensverhältnissen. 
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